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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe der Milcherzeugung für den Markt 
— Drucksachen 10/3454, 10/3508 — 


Bericht der Abgeordneten Schmitz (Baesweiler), Frau Zutt 
und Dr. Müller (Bremen) 


Der Gesetzentwurf sieht vor, den Bund in die Lage 
zu versetzen, in Höhe der Abgaben, die während der 
ersten beiden Zwölfmonatszeiträume der Garantie- 
mengenregelung Milch erhoben werden, weitere 
Referenzmengen aus dem Markt zu kaufen, so daß 
eine erneute Kürzung der einzelbetrieblichen Quote 
vermieden werden kann. 

Darüber hinaus soll den Ländern die Möglichkeit 
eröffnet werden, in eigener Zuständigkeit an Milch- 
erzeuger Vergütungen für die Aufgabe der Milcher- 
zeugung zu gewähren. 

Der Gesetzentwurf wird den Bundeshaushalt mit 
zusätzlichen Ausgaben belasten, deren Höhe von 
der Inanspruchnahme der Herauskaufaktion durch 
die Milcherzeuger abhängig ist. Nach derzeit nur 
grob möglichen Schätzungen werden die Ausgaben 
betragen: 

1986 120 000 000 DM, 

1987 30 000 000 DM. 

Soweit die Ausgaben schon in 1985 entstehen, müs- 
sen Haushaltsmittel überplanmäßig aus Kap. 10 04 
Tit. 683 02 des Bundeshaushaltsplans bereitgestellt 
werden. In 1985 anfallende Ausgaben würden den 
Bedarf in 1986 vermindern. Wenn die verfügbaren 
Mittel erschöpft sind, dürfen Vergütungen für wei- 


tere Mengen nur nach Maßgabe der verfügbaren 
Haushaltsmittel, die bei der jährlichen Haushalts- 
beratung zu bewilligen sind, gewährt werden. 

Einnahmen aus der Abgabe der Garantiemengenre- 
gelung Milch werden im Epl. 60 des Bundeshaus- 
halts verbucht. Das Abgabeaufkommen aus dem 
Milch Wirtschaftsjahr 1984/85 wird auf rund 
150 000 000 DM geschätzt. Aus dem Milchwirt- 
schaftsjahr 1985/86 läßt sich das Abgabeaufkom- 
men zur Zeit noch nicht abschätzen. 

Soweit beim Bundesamt für Ernährung- und Forst- 
wirtschaft und den eingeschalteten Landesstellen 
Personal- und Verwaltungsaufgaben anfallen wer- 
den, können diese im Rahmen der vorhandenen 
Ausgaben ausgeglichen werden. Den Ländern ent- 
stehen dadurch geringfügige, im übrigen keine Ko- 
sten durch dieses Gesetz. Den Gemeinden entste- 
hen keine zusätzlichen Kosten. 

Im geltenden Finanzplan des Bundes sind die ge- 
nannten Ausgaben bisher nicht enthalten; sie müs- 
sen aber bei der Fortschreibung der Finanzplanung 
berücksichtigt werden. Für das Haushaltsjahr 1986 
muß bei der kommenden Beratung des Bundes- 
haushalts bei Kap. 10 04 Tit. 683 02 der Ansatz ent- 
sprechend erhöht werden. 
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Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. Die Fraktion DIE GRÜNEN ver- 
neint diese Feststellung. 


Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vorgelegten Beschlußempfehlung, den Ge- 
setzentwurf in der Fassung der Vorlage der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP anzunehmen. 


Bonn, den 19. Juni 1985 


Der Haushaltsausschuß 

Walther Schmitz (Baesweiler) Frau Zutt Dr. Müller (Bremen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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